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Newsletter 49 – regional - vom 12. 07. bis 15. 08. 2007 
 

Nachtrag: 
Hallo zusammen, 
am letzten Schultag in Hessen wurde an einer Schule in Viernheim (Kreis Bergstrasse) die Schülerzeitung 
"Schinderhannes" der NPD-Jugend Rheinland-Pfalz verteilt. Der Zeitpunkt wurde taktisch sehr gut gewählt,  
da es aufgrund der beginnenden Ferien keine öffentlichen Reaktionen darauf gab. 
Wenn man sie mal liest, stellt man fest, wie perfide die NPD mit Themen umgeht. Es zeigt aber auch, wie gut 
die rechte Szene in der Metropolregion Rhein-Neckar vernetzt ist und wie die länderübergreifende  
Zusammenarbeit funktioniert. 
 
Anmerkung: wer sich einen Eindruck über die Schüler zeitung „Schinderhannes“ verschaffen 
möchte, kann eine Kopie anfordern margarete12@arcor.de  
  
 
12.07.2007   http://www.jungewelt.de/2007/07-12/040.php  
Wie Petra Roth zur Antifaschistin mutierte  
Die Oberbürgermeisterin von Frankfurt a. M. fordert  das Verbot der NPD. Den Neonaziaufmarsch am 
vergangenen Samstag wollte sie aber nicht verbieten    Gitta Düperthal 
Wie hat Petra Roth (CDU) das bloß geschafft? Der Landtagswahlkampf in Hessen hat bereits begonnen – 
und nun läßt sich die Oberbürgermeisterin von Frankfurt a. M. landauf, landab als kämpferische 
Antifaschistin feiern. Roth, die auch Vizepräsidentin des Deutschen Städtetages ist, will in dessen Präsidium 
im September sogar für ein Verbot der NPD votieren. Die Strategie der Oberbürgermeisterin scheint dank 
des extremen Kurzzeit-Gedächtnisses vieler Medien sogar von Erfolg gekrönt.  
Wie kommt diese Legende zustande? Fassen wir die Chronik der Ereignisse zusammen: Im Vorfeld des 
Neonaziaufmarsches am Samstag hatte die Frankfurter Stadtregierung nicht einmal den Versuch 
unternommen, die Aktion der NPD verbieten zu lassen. Roth hatte verkündet, die schwarz-grüne Koalition 
befürchte, das Verbot könne vor Gericht keinen Bestand haben.  
Und was hat Roth ansonsten unternommen, um den braunen Pöbel fernzuhalten? Die Antwort: Nichts. Im 
Gegenteil, alles wurde arrangiert, um den Protest der Linken zu schwächen. Zunächst einmal verbreitete der 
Frankfurter Polizeipräsident Achim Thiel über die Medien, er sehe Gewalt hauptsächlich von Antifaschisten 
ausgehen. Zusätzlich entfernten Polizisten Plakate, die Bürger aufforderten, an der Gegendemonstration 
direkt vor Ort in Rödelheim und Bockenheim teilzunehmen.  
Statt dessen wurden Steuergelder in immenser Höhe für den Polizeischutz der NPD bereitgestellt. Eine 
Gegendemonstrantin kritisierte bitter: »Unser Projekt zur Integration wurde von der Stadt gestrichen, und 
jetzt schütteln sie locker Millionen aus dem Ärmel, um einen Faschistenmarsch zu finanzieren.« Ein 
Leserbriefschreiber in der Frankfurter Rundschau faßt das Resultat der CDU-Politik so zusammen: »Nicht 
die Frankfurter Bürger, die brav auf der Zeil einkaufen waren und schon gar nicht das ›Römerbergbündnis‹, 
das wie immer bei solchen Anlässen hohle Reden auf dem Römer schwingt, weit weg vom eigentlichen 
Geschehen, haben Frankfurt gegen den Aufmarsch von Faschisten verteidigt, sondern kaum 20jährige, vor 
allem Antifa und Autonome«. Der Verfasser des Briefes findet es seltsam, daß diese die letzten seien, »die 
aktiv die Ideale des Bürgertums verteidigen«.  
Noch seltsamer aber ist, daß die Oberbürgermeisterin versucht, sich nun mit den fremden Federn zu 
schmücken, wo sie doch alles unternommen hatte, um die Gegendemonstranten der Isolation und 
Kriminalisierung preiszugeben. Am Samstag tönte sie noch auf dem Römer: »In Frankfurt leben couragierte 
Menschen, die ihr Maul auch aufmachen«. Doch jetzt müssen einige von ihnen sogar mit Strafverfolgung 
rechnen. 
 
17.07.2007 http://www.jungewelt.de/2007/07-17/037.php  
Weggeguckt bei Neonazis 
Antisemitische Parolen bei NPD-Aufmarsch kein Probl em für Ordnungshüter. Rücktritt von 
Frankfurts Polizeipräsident gefordert    Gitta Düperthal  
Nach der NPD-Demo durch Frankfurt/ Main vom 7. Juli fordert die »Anti-Nazi-Koordination« den Rücktritt 
von Polizeipräsident Achim Thiel. Mit Videos und Zeugenaussagen belegt das Bündnis antisemitische 
Sprechchöre und die Gegenwart vermummter Neonazis, gegen die die Einsatzkräfte nicht eingeschritten 
waren. Unter anderem wurden die Parolen »Nie wieder Israel« und »Juden raus aus deutschen Straßen« 
gerufen, aber auch »BRD –Judenstaat, wir haben dich zum Kotzen satt«. Immer wieder hatte es während 
des Aufmarsches Nachfragen von Demobeobachtern, Fotografen und Journalisten bei der Polizei gegeben, 
ob solche Sprechchöre nicht Anlaß zur Auflösung des Aufmarsches sein müßten. 
Mit einem Aufgebot von 8000 Polizisten hatte die hessische Landesregierung den Aufmarsch der NPD durch 
den Westen der Stadt Frankfurt am Main überhaupt erst ermöglicht. Im nachhinein erklärte der Frankfurter 
Polizeipräsident Achim Thiel im Hessischen Rundfunk, die Rechtsradikalen hätten sich an alle Auflagen 
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gehalten: »Es waren keine vermummten NPDler dabei, es wurden auch nicht verbotene Lieder gesungen, 
es wurden auch keine Steine geworfen.« 
Die von der »Anti-Nazi-Koordination« veröffentlichten Beweise widerlegen das – doch die Polizei mauert. 
Deren Sprecher Karlheinz Wagner sagte am Montag gegenüber jW, man sei noch dabei, das Material der 
polizeilichen Dokutrupps beim Staatsschutzkommissariat zu sichten und zu bewerten. »Die Kollegen, die wir 
befragt haben, haben nichts Entsprechendes gesehen oder gehört.« Ist es nicht seltsam, daß alle 
auswärtigen Zeugen diese Dinge gesehen und gehört haben – nur die Polizei nicht? Es seien auch 
Bundespolizisten im Einsatz gewesen, und was die mitbekommen haben, könne »nicht vor Ort geklärt« 
werden. Jetzt müsse man zunächst prüfen, ob beispielsweise der Tatbestand der Volksverhetzung erfüllt sei, 
außerdem komme es auf die Verhältnismäßigkeit der Mittel an, so Wagner weiter. 
Polizeipräsident Thiel müsse zurücktreten, fordert die »Anti-Nazi-Koordination«. Bereits vor dem 
Neonaziaufmarsch habe dieser Stimmung gegen Antifaschisten gemacht, indem er behauptete, Gewalt 
werde einzig von den Linken ausgehen. Selbst im nachhinein sage er nicht die Wahrheit. 
Auch die Gruppe »Die Farbechten« aus der Partei Die Linke des vom Aufmarsch betroffenen Stadtteils 
Rödelheim melden sich zu Wort: Der Einsatz sei unverhältnismäßig und einseitig gewesen. Die Taktik der 
Polizeiführung, das Aufmarschgebiet weiträumig abzusperren, habe dazu geführt, die Bewohner der 
entsprechenden Stadtteile quasi »zu Geiseln der Nazis zu machen«, kritisierte Peter Gärtner gegenüber jW. 
Rechtsverstöße der Rechtsextremen habe die Polizei ignoriert. Gegen Rödelheimer Bürger und jugendliche 
Demonstranten, die den Bahnhof besetzten, um die Anreise der Neonazis zu verhindern, sei hingegen 
massiv vorgegangen worden. Während in anderen Städten NPD-Anhänger durch ein Spalier von »Stoppt 
Nazis«-Plakaten marschieren müßten, hätte die Frankfurter Polizei diese im öffentlichen Raum eigenhändig 
entfernt. Anwohner seien im Vorfeld sogar gewarnt worden, mit solchen Losungen zu protestieren. 
 
21.07.2007 URL: http://www.fr-
online.de/frankfurt_und_hessen/lokalnachrichten/akt uell/?em_cnt=1176780  
Netzwerk gegen Rechts 
Hessen steigt in Bundesprogramm ein 
In Hessen wird zum 1. August ein landesweites Netzwerk zur Beratung von Kommunen, Einrichtungen und 
Opfern rechtsextremer Gewalt eingerichtet. Es ist Teil das Bundesprogramms "Mobile Intervention gegen 
Rechtsextremismus". Das bestätigte Ulrike Kloß von der Zentralstelle des Programms in Berlin am Freitag 
dem Evangelischen Pressedienst. 
Zudem sind laut Kloß eine Koordinierungsstelle sowie so genannte Eingreiftrupps vorgesehen, die bis zu 
sechs Monate lang an einem Ort helfen können. Bis 2010 werden dem Land dafür 755 000 Euro zur 
Verfügung gestellt. Das Netzwerk-Programm ist organisatorisch wie das hessische Aussteigerprogramm 
Ikarus beim Landeskriminalamt angesiedelt. 
Das Aussteigerprogramm Ikarus ist nach Angaben seines Leiters Wilfried Rexroth von dem 
Bundesprogramm nicht betroffen. Die Möglichkeiten in Hessen, gegen Rechtsextremismus vorzugehen, 
würden mit dem Beratungsnetzwerk "enorm" steigen. Neu sei, dass die landesweite Vernetzung von 
Vertretern aus Ministerien, von Opferberatungsstellen, der Jugendsozialarbeit, von Jugendverbänden und 
verschiedenen Experten festgeschrieben und dauerhaft sei. 
Konkret kann das Beratungsnetzwerk laut Rexroth beispielsweise eine Handreichung erarbeiten, wie 
Bürgermeister mit einem NPD-Antrag für eine Demonstration umgehen können. Offen sei, ob die 
Interventionsteams dauerhaft bestehen oder sich für einzelne Einsätze zusammensetzen. 
Vor der Einführung des Bundesprogramms gab es heftige Kritik an dem Konzept. Vor allem bestehende 
Beratungsstellen für Opfer rechter Gewalt in Ostdeutschland fürchteten um ihre Existenz. Wissenschaftler 
warnten vor einem Rückschlag im Kampf gegen Fremdenfeindlichkeit, weil nur die Förderung kurzzeitiger 
Projekte vorgesehen war. epd 
 
21.07.2007 URL: http://www.fr-
online.de/frankfurt_und_hessen/lokalnachrichten/fra nkfurt/?em_cnt=1176771  
Hass-Parolen 
Antisemitismus ohne Sanktionen 
VON FELIX HELBIG UND GEORG LEPPERT 
 

 
 
Letzte Parolen vor der Abfahrt  (FR) 
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Für die Mitglieder der Anti-Nazi-Koordination ist es klarer Fall: Die Schlachtrufe, die antisemitische Hetze, die 
martialische Vermummung - allesamt Eindrücke des Aufmarsches von etwa 700 Neonazis am 
vorvergangenen Samstag, waren verfassungsfeindlich. Nach Einschätzung der Frankfurter Polizei aber 
werden Konsequenzen vor Gericht ausbleiben. 
Alle bisher vorgelegten Beweise wurden ebenso wie die eigene Dokumentation des Aufmarschs von der 
Staatsanwaltschaft gesichtet und bewertet, sagt Polizeisprecher Jürgen Linker: "Es sind keine Aspekte 
bekannt geworden, die zu einer Auflösung der Demonstration hätten führen müssen." 
Das sieht die Anti-Nazi-Koordination vollkommen anders und nennt ein halbes Dutzend Gründe dafür, "dass 
dieser Aufmarsch nie hätte stattfinden dürfen", wie Michael Weiss vom Antifaschistischen Pressearchiv und 
Bildungszentrum erklärt. So hätten gut 150 Neonazis, die in einem Schwarzen Block marschierten und 
Kapuzenpullis, Sonnenbrille und Handschuhe trugen, gegen das Vermummungsverbot verstoßen. Zudem 
setzte der Anmelder der Demonstration, der hessische NPD-Vorsitzende Marcel Wöll, nach Erkenntnissen 
der Anti-Nazi-Koordination vorbestrafte Neonazis als Ordner ein und ließ zu, dass Demonstrationsteilnehmer 
Tätowierungen wie "Blut und Ehre" oder "H8" (in Neonazikreisen die Abkürzung für "Heil Hitler") zur Schau 
stellten. 
 
Sprechchöre gegen "Judenstaat" 
Besonders erschüttert war die Anti-Nazi-Koordination über die Sprechchöre der Neonazis. Kamera-
Aufnahmen von Reportern belegen, dass rund 100 Demonstrationsteilnehmer "BRD, Judenstaat, wir haben 
Dich zum Kotzen satt" skandierten. Dass die Polizei die Veranstaltung nicht auflöste, ist für die Gruppe um 
den Pfarrer Hans-Christoph Stoodt ein Skandal. Ein Polizist aus einem anderen Bundesland habe ihm 
gesagt: "Bei uns wären die keine hundert Meter weit gekommen." 
Polizei und Staatsanwaltschaft berufen sich bei ihrer Bewertung der Neonazi-Slogans auf "gültige Urteile" 
(Linker) und das Strafgesetzbuch. Vorwürfe, die Polizei sei mit zweierlei Maß gegen Neonazis und 
Gegendemonstranten vorgegangen, nennt Linker "pauschal". 
 
23.07.2007 www.hr-online.de  
Geldstrafe 

NPD-Chef beleidigt und muss zahlen 
 
Marcel Wöll im Gerichtssaal. 
Der hessische NPD-Vorsitzende Marcel Wöll ist am Dienstag wegen 
Beamtenbeleidigung zu einer Geldstrafe verurteilt worden. Ein Polizist 
hatte den Rechtsextremisten angezeigt, weil er sich nicht als 
"geisteskrank" bezeichnen lassen wollte.  
 "Die sind krank, die sind alle geisteskrank" hatte Wöll bei einer 
Veranstaltung der rechtsradikalen NPD im vergangenen März in 
Richtung mehrerer Polizeibeamter gerufen. Einer der Polizisten fühlte 
sich dadurch beleidigt und stellte Strafantrag. Die Beamten hatten 

verhindert, dass die Rechtsradikalen an einem Kriegerdenkmal in Wölls Heimatstadt Butzbach einen Kranz 
niederlegten.  
  
900 Euro Geldstrafe 
Das Gießener Landgericht verurteilte Wöll wegen der Beleidigung zu einer Geldstrafe von 900 Euro. Damit 
bestätigte das Gericht im Berufungsprozess ein Urteil des Amtsgerichts Friedberg aus dem vergangenen 
Jahr. Der Vorsitzende Richter betrachtete Wölls Rufe als eine klare Missachtung der Polizisten. Das Urteil 
sei angesichts der Vorstrafen des hessischen NPD-Chefs "eher maßvoll".  
Wöll war in den vergangenen Jahren bereits zwei Mal wegen Körperverletzung zu Bewährungsstrafen 
verurteilt worden. Anfang August steht bereits der nächste Gerichtstermin für den 24-Jährigen auf dem 
Programm. Dann muss er sich in Friedberg wegen Volksverhetzung verantworten. Als Mitglied des 
Wetterauer Kreistags soll Wöll bei einer Sitzung im vergangenen März Auschwitz als "Stätte des so 
genannten nationalsozialistischen Terrors" bezeichnet haben.  
 
01.08.2007 www.echo-online.de  
Hakenkreuze auf Fassaden 
Kriminalität: Polizei ermittelt – Kennzeichen verfa ssungswidriger Organisationen 
MÖRLENBACH. Mit Hakenkreuzen und rechtsradikalen Parolen wurden vermutlich in den frühen 
Morgenstunden am Dienstag in Groß-Breitenbach und der Mörlenbacher Carl-Benz-Straße die Fassaden 
mehrerer Einkaufsmärkte, Firmengebäude und eine Garage sowie ein Altkleidercontainer und ein 
Verkehrsschild großflächig beschmiert.  
Zum Aufsprühen wurde laut Pressenotiz der Polizei eine schwarzgraue Sprayfarbe benutzt. Die 
Heppenheimer Regionale Kriminalinspektion ermittelt wegen Verwendung von Kennzeichen 
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verfassungswidriger Organisationen und Sachbeschädigung. 
Hinweise Polizei Heppenheim, Telefon 06252 7060, od er 
Mörlenbacher Ordnungsamt, Telefon 06209 797330.  
 
01.08.2007 Odenwälder Zeitung 
Unbekannte verschandeln Fassaden  
Mörlenbach. (ots) Vermutlich in den frühen Morgenstunden 
haben Unbekannte am Dienstag in den Bereichen von Groß-
Breitenbach und der Mörlenbacher Carl-Benz-Straße die 
Fassaden mehrerer Einkaufsmärkte, Firmengebäude und einer 
Garage sowie einen Altkleidercontainer und ein Verkehrsschild 
großflächig mit Hakenkreuzen und rechtsradikalen Parolen 
beschmiert. Zum Aufsprühen wurde eine schwarzgraue 
Sprayfarbe benutzt.  
Die Heppenheimer Regionale Kriminalinspektion ermittelt gegen 
Unbekannt wegen Verwendung von Kennzeichen 
verfassungswidriger Organisationen und Sachbeschädigung. Wer 
Hinweise auf die Straftäter geben kann oder Beobach tungen 
gemacht hat, die mit dem Geschehen in Verbindung ge bracht 
werden könnten, möge bitte unter der Rufnummer 
06252/7060 mit den mit der Aufklärung betrauten 
Staatschutzbeamten Kontakt auf nehmen. Ebenso nimmt  das 
Mörlenbacher Ordnungsamt Hinweise von Zeugen entgeg en 
(Tel.06209/797330).  

 
02.08.2007 http://www.hirschhorn.de/html/stadt/aktuell.html#am tlbekanntmachung  
 
Initiative gegen Rechtsextremismus und Fremdenfeind lichkeit im Kreis Bergstraße  
 
Die Initiative arbeitet ehrenamtlich im Kreis Bergstraße. Mit ihrem Logo „weltoffen, tolerant, 
fremdenfreundlich“ setzt sie sich für ein friedliches Miteinander ein. Die Initiative wurde im Jahr 2000 vom 
damaligen Landrat Norbert Hoffmann ins Leben gerufen. Unter ihrem Dach setzen sich die Mitglieder in 
verschiedenen Arbeitskreisen dafür ein, dass Fremdenhass und Antisemitismus nicht weiter um sich greift. 
Auch in unserer Umgebung gibt es immer wieder Anlass, rechtsextremen Demonstrationen und 
Gedankengut entgegen zu treten. Die Bekämpfung von Rechtsextremismus ist eine gesamtgesellschaftliche 
Aufgabe. Neben dem bürgerschaftlichen Engagement sind Kommunen und politische Parteien in ihrer 
demokratischen Pflicht. Einige Städte aus dem Kreis Bergstraße haben schon im Jahr 2006 in ihren 
Stadtparlamenten ein deutliches Zeichen gegen rechte Aktivitäten gesetzt und eine Resolution gegen 
rechtsextreme Aktionen einstimmig verabschiedet. Mittlerweile sind es 12 Städte die sich dieser Resolution 
angeschlossen haben. Die Sprecher dieser Initiative waren auf Einladung von Bürgermeisterin Ute Stenger 
vor einigen Wochen zu Besuch im Hirschhorner Rathaus.  
 
In ihrer letzten Sitzung hat auch die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Hirschhorn sich dieser 
Resolution angeschlossen und einstimmig verabschiedet. Sie lautet wie folgt: 

 Hirschhorner Erklärung gegen rechtsextreme Aktionen  

Rechtsextreme Gruppierungen wollen unter dem Deckmantel sozialer Positionen ihre extremistischen, 
fremdenfeindlichen und rassistischen Parolen verbreiten.  

Wir Hirschhorner Bürgerinnen und Bürger akzeptieren ein Auftreten in unserer Heimatstadt und anderswo 
nicht. Die Abwehr von Rechtsextremismus, Fremdenfeindlichkeit und Rassismus geht jeden in unserer Stadt 
an.  

Wir Hirschhorner treten entschieden für Demokratie, Toleranz und Menschenwürde ein - die Erinnerung an 
die furchtbaren Verbrechen des Nationalsozialismus, insbesondere an den Holocaust, von dem auch 
Hirschhorner Bürgerinnen und Bürger betroffen waren, fordert uns dazu auf. 

Rassismus, Rechtsextremismus und Fremdenfeindlichkeit sind heute eine besonders ausgeprägte Gefahr 
für unsere demokratische Gesellschaft. Sie sind keine Randprobleme, sondern zielen auf die Abschaffung 
unserer Demokratie und verneinen die Gleichwertigkeit aller Menschen. 



Seite 5 von 9 

Wir wehren uns deshalb entschieden und mit friedlichen Mitteln gegen alle Auftritte von rechtsextremen 
Gruppen, weil 

�  uns die Würde jedes einzelnen Menschen wichtig ist,  
�  wir uns für ein friedliches und gleichberechtigtes Zusammenleben aller Menschen und 

Bevölkerungsgruppen in Hirschhorn einsetzen,  
�  wir soziale Probleme in unserer Gesellschaft nicht auf Kosten von Minderheiten lösen wollen,  
�  wir uns in Hirschhorn für Völkerverständigung einsetzen und wir als „Stadt Europas" mit unseren 

Nachbarländern in Freiheit, Frieden und Partnerschaft zusammen leben wollen und  
�  wir uns den Opfern des Nationalsozialismus verbunden fühlen.  

Wir wehren uns besonders gegen Versuche rechtsextremer, rassistischer und fremdenfeindlicher Gruppen, 
das Bewusstsein unserer jugendlichen Bürgerinnen und Bürger in ihrem Sinne beeinflussen zu wollen. 
Unsere Jugendlichen brauchen keine populistischen rechten Parolen und nationalistischen Weltbilder - wir 
wollen, dass sie sich für ein friedliches, respektvolles Zusammenleben in unserer Gesellschaft engagieren. 

Schweigen und „Wegsehen" kann leicht als Akzeptanz missverstanden werden. Wir erklären deshalb, dass 
wir entschieden gegen ein Auftreten der Rechtsextremisten in Hirschhorn sind. Diese Gruppen sind in 
unserer Heimatstadt unerwünscht.  

07.08.2007 www.hr-online.de  
Holocaust-Leugnung 
NPD-Chef muss ins Gefängnis 
 

Marcel Wöll auf der Anklagebank. 
Zu vier Monaten Haft wegen Volksverhetzung hat das Amtsgericht 
Friedberg am Dienstag den hessischen NPD-Vorsitzenden Marcel Wöll 
verurteilt. Der mehrfach vorbestrafte Rechtsextreme hatte den 
Holocaust geleugnet.   
Der Abgeordnete des Wetterauer Kreistages hatte Schülerfahrten nach 
Auschwitz im März bei einer Kreistagssitzung als "Gehirnwäsche" 
bezeichnet und gefordert, Zuschüsse für solche Exkursionen zu 
streichen. Die Gedenkstätte des ehemaligen deutschen 
Vernichtungslagers nannte er dabei laut Sitzungsprotokoll eine "Stätte 
des so genannten nationalsozialistischen Terrors".   
Das Gericht sah es als erwiesen an, dass Wöll damit den Mord an den 

europäischen Juden geleugnet hat. Wegen Volksverhetzung wurde der 24-Jährige daher zu vier Monaten 
Haft ohne Bewährung verurteilt. Die Staatsanwaltschaft hatte sechs Monate ohne Bewährung gefordert, die 
Verteidigung dagegen Freispruch.  
 
Wöll betonte in seinem Schlusswort, er habe sich nicht strafbar machen wollen. Zuvor hatte er die ihm 
vorgeworfenen Äußerungen eingeräumt, erklärte aber, er habe den Holocaust nicht leugnen wollen. Die 
Formulierung "Stätten des so genannten nationalsozialistischen Terrors" habe er aus dem Haushaltsplan 
übernommen.  
Dies wertete Richter Markus Bange als Scheinbehauptung. Der Wortlaut von Wölls Rede sei eindeutig. Er 
habe den Kreistag damit bewusst provozieren wollen. In die Urteilsfindung floss auch ein Interview ein, dass 
Wöll der "hessenschau" gegeben hatte. Darin erklärte der Rechtsextremist, er könne zu der Frage, ob es 
den Holocaust gegeben habe, "nichts sagen, weil ich mich sonst strafbar machen würde". Das Gericht kam 
insgesamt zu der Auffassung, dass sich Wöll der Volksverhetzung schuldig gemacht hat. Der Verurteilte 
kündigte Revision gegen das Urteil an.  

  
Bewährungsversager 
"Da Marcel Wöll in zwei Fällen unter Bewährung steh t, ist er als Bewährungsversager einzustufen."  
Richter Markus Bange 
  
Polizisten bezeichnet Wöll als "geisteskrank" 
Erst vor zwei Wochen hatte das Gießener Landgericht Wöll wegen Beamtenbeleidigung zu einer Geldstrafe 
von 900 Euro verurteilt. Der Rechtsextremist hatte Polizisten bei einer NPD-Veranstaltung in seiner 
Heimatstadt Butzbach als "geisteskrank" bezeichnet. Zuvor war Wöll bereits zwei Mal wegen 
Körperverletzung zu Bewährungsstrafen verurteilt worden.  
Derzeit wird wegen des Verdachts der Nötigung gegen Wöll ermittelt. Er soll ebenfalls im Kreistag 
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handgreiflich gegen einen Jugendlichen geworden sein, der Flugblätter mit der Forderung nach einem NPD-
Verbot verteilte.  
 
08.08.2007 URL: http://www.fr-
online.de/frankfurt_und_hessen/lokalnachrichten/akt uell/?em_cnt=1187276  
NPD-Chef muss ins Gefängnis 
Vier Monate Haft für Marcel Wöll wegen volksverhetz ender Äußerungen im Kreistag 
VON PETRA ZEICHNER 
Vier Monate Freiheitsstrafe wegen Volksverhetzung lautet das Urteil gegen den hessischen NPD-
Vorsitzenden Marcel Wöll. Das Amtsgericht Friedberg sah es am Dienstag als erwiesen an, dass der 
mehrfach wegen Körperverletzung vorbestrafte Wöll, während der Sitzung des Kreistages am 14. März den 
Holocaust geleugnet hat. Von einer Bewährungsstrafe sah Amtsrichter Markus Bange vor allem wegen zwei 
noch laufenden Bewährungen ab. Der Staatsanwalt hatte sechs Monate ohne Bewährung gefordert, die 
Verteidigung plädierte auf Freispruch. 
Wöll hatte als Mitglied im Wetterauer Kreistag in dessen Sitzung gefordert, die Kreisverwaltung solle die 
Zuschüsse für Schülerfahrten "zu Stätten des sogenannten nationalsozialistischen Terrors, also 
Gehirnwäsche für Schüler" streichen. Wöll bezog sich in seiner Rede zum Haushalt 2007 des Kreises auf die 
finanzielle Unterstützung für Schülerfahrten in ehemalige Konzentrationslager. 
Um den exakten Wortlaut von Wölls Äußerung wurde während der vierstündigen Verhandlung hart 
gerungen. Vier Zeugen, darunter der Kreistagsvorsitzende Bernfried Wieland (CDU), machten 
widersprüchliche Angaben. Erschwerend kam hinzu, dass die Tonaufnahme der Kreistagssitzung nicht bei 
den Akten war. Sie musste erst aus der Staatsanwaltschaft in Gießen geholt werden. Schließlich bestätigte 
der Mitschnitt die Anklageschrift. 
 
Diskussion 
Mitreden im FR-Forum . 
 
Wöll hatte zwei Verteidiger. Zum einen den stellvertretenden Vorsitzenden der NPD Hessen, Dirk 
Waldschmidt. Zum anderen den Frankfurter Rechtsanwalt Hans-Otto Sieg. Der stellte seinen Mandanten als 
unerfahrenen 24-Jährigen dar, der "wegen mangelnder politischer Erfahrung" falsche Worte gewählt habe. 
Im stichwortartigen Redemanuskript Wölls hätten die Worte "sogenannte Stätten des nationalsozialistischen 
Terrors" gestanden, in der Rede selbst habe er sie dann verwechselt. Für die Staatsanwaltschaft war 
nämlich ausschlaggebend, dass sich das Wort "sogenannt" direkt auf den nationalsozialistischen Terror 
bezieht und nicht auf die Stätten. 
Der Kreistagsvorsitzende Wieland sagte zu dem Urteil: "Ich halte es für richtig." Das Urteil ist jedoch noch 
nicht rechtskräftig - Wöll kündigte nach der Verhandlung an, Berufung einlegen zu wollen. 
Laut einer Pressemitteilung des Wetteraukreises verliert Wöll sein Kreistagsmandat nicht. Die Hessische 
Gemeindeordnung bestimme, dass nur wer wegen eines Verbrechens zu einer Freiheitsstrafe von 
mindestens einem Jahr verurteilt werde, dürfe kein öffentliches Amt mehr bekleiden. Volksverhetzung 
gemäß § 130 Strafgesetzbuch sei kein Verbrechenstatbestand. 
Sprecher des Wetterauer Bündnisses gegen Rechts sagten, das Strafmaß sei zwar zu niedrig. Es stehe 
jedoch stellvertretend für andere Umtriebe von Wöll, die bisher noch nicht an die Öffentlichkeit gelangt seien. 
Der Gerichtssaal war mit etwa 35 Personen voll besetzt. Alle wurden am Eingang kontrolliert. Unter ihnen 
waren neben den Mitgliedern von antifaschistischen Initiativen auch Personen aus dem rechtsextremen 
Umfeld. Die Polizei war mit mehreren Beamten vor Ort, zu Demonstrationen oder Auseinandersetzungen 
kam es nicht. 
Gegen Wöll ermittelt die Staatsanwaltschaft zurzeit wegen versuchter Nötigung. Er soll am 20. Juni im 
Wetterauer Kreistag handgreiflich geworden sein gegen Jugendliche, die Flugblätter gegen die NPD verteilt 
hatten. 
 
08.08.2007 URL: http://www.fr-
online.de/frankfurt_und_hessen/lokalnachrichten/akt uell/?em_cnt=1187289  
Auf allen Ebenen 
Ein Kommentar von Joachim F. Tornau 
Wenn der Chef einer demokratischen Partei ins Gefängnis müsste, wäre das wohl sein politisches Aus. Bei 
Marcel Wöll, dem hessischen Landesvorsitzenden der rechtsextremen NPD, verhält sich das anders. Dass 
ihn das Amtsgericht in Friedberg wegen Holocaustleugnung für vier Monate hinter Gitter sehen will, dürfte 
ihm in seiner Gefolgschaft eher Anerkennung einbringen. Warum sollten sich seine Kameraden auch von 
ihm abwenden? Schließlich hat er öffentlich ausgesprochen, was sie denken. Sollte Wöll jetzt trotzdem 
zurücktreten, dann nur, weil sich eine Partei aus dem Knast nicht so recht führen lässt. 
NPD und rechtsextreme Szene werden den 24-Jährigen als Märtyrer feiern - das ist so sicher wie das "Sieg 
Heil" im nationalen Schulungszentrum. Sollte man sich Prozesse gegen Rechtsextreme deshalb sparen? 
Sollte die Leugnung und Verharmlosung der nationalsozialistischen Verbrechen, wie verschiedentlich 
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gefordert, nicht länger unter Strafe stehen? Auf keinen Fall: Der Kampf gegen Rassismus und 
Antisemitismus ist eine gesellschaftliche Aufgabe. Er muss auf allen Ebenen geführt werden. Dazu zählt 
auch die Justiz. Neonazis mögen den Gerichtssaal als Bühne missbrauchen können. Aber nicht ihre Zelle. 
 
08.08.2007 www.jungewelt.de  
Haftstrafe für NPD-Funktionär 
Friedberg. Wegen Volksverhetzung muß der hessische NPD-Chef und Wetterauer Kreistagsabgeordnete 
Marcel Wöll für vier Monate ins Gefängnis. Das Amtsgericht im mittelhessischen Friedberg befand den 
24jährigen am Dienstag für schuldig, bei einer Sitzung des Kreistags im vergangenen März den Holocaust 
geleugnet zu haben. Laut Anklage hatte Wöll in der Haushaltsdebatte des Parlaments gefordert, die 
Zuschüsse für Schülerfahrten zum früheren Vernichtungslager Auschwitz zu streichen. Es handele sich um 
Fahrten zu »Stätten des sogenannten nationalsozialistischen Terrors«, bei denen mit den Schülern 
»Gehirnwäsche« betrieben werde. Die Staatsanwaltschaft hatte für den bereits mehrfach vorbestraften Wöll 
sechs Monate Gefängnis verlangt. (ddp/jW) 
 
09.08.2007 www.jungewelt.de/2007/08-09/054.php  
Frankfurter Linke will es wissen 
Konsequenzen nach Neonaziaufmarsch gefordert. Anfra ge im Römer zu Polizeieinsatz 
Gitta Düperthal 
Die politisch Verantwortlichen und Frankfurts Polizeipräsident Achim Thiel dürfen die Augen »nicht länger 
vor den Fakten verschließen und von einem erfolgreichen Einsatz reden«, so der Stadtverordnete der 
Linkspartei, Hans-Joachim Viehl, zu zahlreichen Rechtsverstößen von Teilnehmern der NPD-Demonstration 
am 7. Juli. Ganz anders wird die Lage im Polizeipräsidium Frankfurt/Main eingeschätzt. Pressesprecher 
Jürgen Linker gegenüber junge Welt: »Was moralisch verwerflich ist, und was justitiabel, also strafbar ist, 
stellt nun einmal einen Unterschied dar«. 
Zur Frage ob Nazi-Slogans wie »Judenstaat – wir haben dich zum Kotzen satt« oder »Juden runter von 
deutschen Straßen« verfassungsfeindlich seien, und die NPD-Demonstration demzufolge hätte aufgelöst 
werden müssen, will sich Linker nicht äußern. Er verweist auf die Staatsanwaltschaft, die bei der 
Demonstration eingebunden gewesen sei, und dies bewerte. Oberstaatsanwalt Thomas Bechtel stellt 
hingegen klar: »Das sind Entscheidungen polizeipräventativer Natur«. Die Staatsanwaltschaft habe zum 
Demonstrationsgeschehen derzeit erst magere Erkenntnisse. Insgesamt seien 230 Ermittlungsverfahren 
eröffnet worden. Davon seien zwischen 170 und 180 Ordnungswidrigkeiten und mit Geldbuße zu ahnden. 
Dabei gehe es hauptsächlich um Versammlungen von Linken auf Bahnhöfen. Weitere 50 bis 60 Verfahren 
beträfen sowohl Linke als auch Rechte. Die Mehrzahl richte sich aber gegen Linke, was damit 
zusammenhänge, daß die Demonstration der NPD genehmigt gewesen sei, so Bechtel. 
Hinsichtlich rechter Straftaten stellte Polizeisprecher Linker fest, es fehlten Zeugen, die belegen könnten, 
was sie gesehen haben. Udo Mack, Verordneter der Linkspartei im Römer, hat dafür eine einfache 
Erklärung: »Der braune Zug war so weiträumig abgeriegelt, daß es kaum Zeugen gibt«. Mit einer großen 
Anfrage an den Magistrat will Die Linke im September Versäumnissen, Pannen und Unzulänglichkeiten im 
Zusammenhang mit der NPD-Demonstration nachgehen. Sie benennt in ihrer Anfrage zweifelsfrei 
dokumentierte Vorkommnisse: das Tragen von Shirts, die Minderheiten beleidigen und »zur Tötung 
freigeben«. Die Rede ist vom Aufdruck »Hunting-Season« und der bildlichen Darstellung, wie weiße Figuren 
auf Schwarze schießen, die zum Teil affenähnlich aussehen; von Tätowierungen des NS-Slogans »Blut und 
Ehre« und Parolen »Schlagt den Roten die Schädeldecke ein«. 
Auf der anderen Seite interessiert Die Linke, wie der Magistrat bewertet, daß antifaschistisches Engagement 
gegen rechts »von der Polizei als unerwünscht betrachtet wurde, und diese gar selbst beim Entfernen 
entsprechender Plakate und Aufrufe Hand anlegte«. Außerdem will die Partei bestätigt haben, ob die in 
Medienberichten benannten Kosten zutreffen, nach denen »der Steuerzahler jeden marschierenden Nazi mit 
40000 Euro subventioniert hat«. 
 
09.08.2007 »Immer wieder Angriffe auf Andersdenkende«  
Die Fraktion Die Linke im Frankfurter Römer unterstützt die Forderung der VVN nach einem Verbot der NPD. 
Ein Gespräch mit Udo Mack von Gitta Düperthal 
  --> http://www.jungewelt.de/2007/08-09/051.php  
 
 
14.08.2007 Hallo zusammen, 
nun hat die NPD einen Kreisverband gegründet. Mir schauderts schon jetzt...  
Gruß Stephan  
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15.08.2007 Letzte Meldung aus 
Heppenheim : 
Bereits am Sonntag wurden offensichtlich 3 
Leute beim Ankleben der Aufkleber in der 
Darmstädter Straße beobachtet. Aufkleber 
wurden auch in der Innenstadt und in der 
Umgebung von Schulen gesichtet. Der 
Vorfall wurde an die Polizei gemeldet.  
Klickt man die angegebene Website an 
www.rudolf-hess.info.de – kann man 3 
verschiedene Flyer im Paket mit 500 Stück 
bestellen.  
 
Es stellt sich die Frage: wo werden wohl 
die restlichen 470 Aufkleber zu finden 
sein? Da steht uns bestimmt noch einiges 
bevor. Wachsamkeit ist gefragt. 
 
In Heppenheim wurden Nazi-Aufkleber 
entdeckt und wohl schon weitgehend 

entfernt worden. 
(Bushaltestellen, Laternenpfähle, vor den Schulen) 
Trotzdem sollen die Heppenheimer Antifaschisten die  Augen offen halten und die Aufkleber 
entfernen! Sie sind etwa 8 X 10 cm groß, und haben folgenden Schriftzug:   
 
Mord 
 
(Darunter eine Bild von Rudolf Hess) 
www.rudolf-hess.info.de 
Seit 20 Jahre ungesühnt 
Wir klagen an ! Wir fordern ! 
 
Auch in Mörlenbach sollen weitere NPD-Aufkleber auf getaucht sein. 
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Wachsamkeit ist angesagt. 


